
Frankreich nimmt
Ex-Häftlinge
ins Visier
LEVALLOIS-PERRET (dpa). Mit verschärften
Kontrollen von aus der Haft entlassenen
Terroristen will sich Frankreich besser
gegen Anschläge wappnen. Einen ent­
sprechenden Aktionsplan stellte Premier­
minister Edouard Philippe am Freitag in
Levallois­Perret vor. Bis Ende 2019 kom­
men nach seinen Angaben in Frankreich
450 Gefangene auf freien Fuß, die wegen
Terror­Straftaten verurteilt wurden oder
sich nach Einschätzung der Behörden im
Gefängnis radikalisiert haben. Für deren
Überwachung werde eine eigene Einheit
ins Leben gerufen, kündigte der französi­
sche Premierminister an. Wie viele Perso­
nen die Einheit umfassen soll, sagte er
nicht.

Laut dem neuen 32­Punkte­Plan be­
kommt Frankreich außerdem eine eigene
Antiterror­Staatsanwaltschaft. Deren
Chef soll im Notfall Unterstützung von
schnell mobilisierbaren Kollegen aus an­
deren Staatsanwaltschaften bekommen.
„Es ist nötig, einem Staatsanwalt zu er­
lauben, sich in Vollzeit dem Kampf gegen
den Terror zu widmen“, sagte Frankreichs
Premierminister Philippe.

Das Papier sieht daneben vor, dass auch
Menschen, die beispielsweise vor einem
Gerichtsprozess unter Auflagen auf frei­
em Fuß sind, engmaschiger kontrolliert
werden. Zudem sollen die Behörden leich­
ter elektronische Fußfesseln anordnen
dürfen. Wichtig sei auch, Warnsignale für
drohende Anschläge zu erkennen, sagte
Philippe. Eine neue Einheit soll dazu die
Profile von Attentätern untersuchen und
nach Gemeinsamkeiten bei Anschlägen
der Vergangenheit suchen.

Frankreich wurde in den vergangenen
Jahren von einer islamistischen Terror­
welle erschüttert, bei der insgesamt mehr
als 240 Menschen ermordet wurden.
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STUTTGART. Damit Baden­Württemberg bei
den Geschäftsmodellen der Zukunft nicht
den Anschluss verliert, will die Autoindust­
rie ein Bündnis für Bildung ins Leben rufen:
Das Problem sei, dass das pädagogische Per­
sonal in vielen Kindergärten, Schulen und
Berufsschulen heute selbst nicht mit der Di­
gitalisierung groß geworden sei, sagte Wil­

fried Porth, Personalchef beim Stuttgarter
Autobauer Daimler, unserer Zeitung. „Wir
wollen diesen Menschen Bildungsangebote
machen, die sie dazu befähigen, Themen wie
Softwarekompetenz, den Umgang mit neu­
en Technologien und das Wissen um neue
Berufe und Geschäftsmodelle viel früher in
die Bildungskette einfließen zu lassen.“

Porth sitzt zusammen mit dem Porsche­
Vertriebsvorstand Detlev von Platen und
der baden­württembergischen Wirtschafts­
ministerin Nicole Hoffmeister­Kraut
(CDU) im Vorstand des Transformations­
rats, den die Ministerin gegründet hat, um
die Folgen des Wandels in der Autoindustrie
abzumildern.

Bei dem Bildungsbündnis soll pädagogi­
sches Personal direkt bei den Firmen aus

dem Land lernen: „Wir denken da an Paten­
schaften zwischen einzelnen Unternehmen,
Bildungseinrichtungen und Verbänden“, so
Porth. Das Bündnis sei mehr als eine Ausrüs­
tungsinitiative mit Technik: „Es wäre relativ
leicht, überall Laptops und Tablets zu ver­
teilen“, sagte Porth. „Aber damit ist es eben
nicht getan. Es geht weniger um die Hard­
ware als um die Frage, was man damit ma­
chen kann – außer darauf rumzudaddeln.“

„Wir müssen feststellen, dass Deutsch­
land und auch Baden­Württemberg nicht
wirklich digital ticken“, sagte Nicole Hoff­
meister­Kraut. „Wenn wir uns den Zu­
kunftstechnologien gegenüber nicht stärker
öffnen, laufen wir Gefahr, dass wir wichtige
Entwicklungen verpassen und gegenüber
den USA oder Asien zurückfallen.“

Jobs in Gefahr: Autoindustrie
will Lehrer nachqualifizieren
Wirtschaftsministerin sowie Daimler- und Porsche-Manager: Land nicht digital genug

In Baden-Württemberg sindmehr
als 400 000 Jobs von der Autoindustrie
abhängig. Gelingt derWandel hin zu
autonomen E-Autos nicht,
sind Tausende Arbeitsplätze in Gefahr.

Von Anne Guhlich

Umfrage: AfD steigt
auf Höchstwert
von 15 Prozent
BERLIN (AFP). Absturz in der Wählergunst:
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU)
ist nach dem Streit über die Flüchtlingspoli­
tik in der Wählergunst regelrecht abge­
stürzt. Nach dem am Freitag veröffentlich­
ten ZDF­Politbarometer rutschte er in der
Rangfolge der zehn wichtigsten Politiker
weiter ab und belegte mit einem Wert von
minus 1,2 den letzten Platz. Ende Juni war er
auf einer Skala von plus fünf bis minus fünf
mit minus 0,3 bewertet worden.

In der sogenannten Sonntagsfrage er­
reichte die AfD mit 15 Prozent (plus eins) ein
Hoch. Wenn am nächsten Sonntag Bundes­
tagswahl wäre, käme die Union auf 31 Pro­
zent (minus eins). Die SPD erreichte weiter
18 Prozent. Die FDP käme auf sieben Pro­
zent (minuszwei),dieLinkeaufelf (pluseins)
und die Grünen auf unverändert 14 Prozent.

Russland steckt
wohl hinter
Hackerangriffen
Kurz vor seinemTreffenmitPutinholt
TrumpdieRussland-Affärewiederein

WASHINGTON (dpa/rtr). Drei Tage vor dem
Treffen von US­Präsident Donald Trump
und Russlands Staatschef Wladimir Putin in
Helsinki untermauert die amerikanische
Justiz ihre Vorwürfe gegen Russland, sich in
die US­Präsidentenwahl von 2016 einge­
mischt zu haben. Eine Grand Jury erhob An­
klage gegen zwölf Angehörige des russi­
schen Militärnachrichtendienstes, wie das
Justizministerium in Washington am Freitag
mitteilte. Die Geschworenen werfen den
Spionen Verschwörung vor mit dem Ziel,
den Wahlkampf zu beeinflussen.

Trump sagte bei einem Besuch in Großbri­
tannien, er werde die Einmischung Russ­
lands in den US­Wahlkampf beim Treffen
mit Putin ansprechen. Zuvor hatte der US­
Präsident die britische Premierministerin
Theresa May getroffen. Er lobte May über­
schwänglich, nachdem er ihr zuvor in einem
„Sun“­Interview noch eine falsche Brexit­
Strategie vorgeworfen und deswegen ein
Handelsabkommen mit den Briten infrage
gestellt hatte.

Hurra, wir
kleben noch!

Großspurig
Heils Rentenpakt ist nur ein erster
Schritt – es gibt noch viel zu tun

Kommentar

An einer Stelle sind sich die Populisten
von links und rechts sehr ähnlich: Mit
Hingabe zeichnen sie ein Zerrbild des
Sozialstaats. So erwecken im linken
Spektrum manche den Eindruck, dass
Deutschland ein elendes Jammertal sei, in
dem Massenarmut herrsche. Und Teile
der AfD denken allen Ernstes darüber
nach, Deutschen eine Art Rentenzuschlag
zu geben – ganz so, als sei die Lebensleis­
tung eines Nicht­Deutschen, aus der spä­
ter seine gesetzliche Rente folgt, weniger
wert als die Arbeit seiner Kollegen mit
deutschem Pass.

Umso wichtiger ist eine Politik der
Vernunft, die genau schaut, was kluge
Sozialpolitik ausmacht. Gerade in unsi­
cheren Zeiten wie diesen wünschen sich
wohl die meisten einen Blick über den Tag
hinaus – also darauf, wie es in zehn oder
zwanzig Jahren um die Alterssicherung
bestellt sein wird. Diese Frage hat Sozial­
minister Hubertus Heil am Freitag nicht
beantworten können, weil die große Ko­
alition in einer gerade erst berufenen
Kommission klären will, wie es nach 2025
weitergeht. Doch an einer Stelle wenigs­
tens herrscht Klarheit: Die Erwerbsmin­
derungsrenten sollen verbessert werden,
was zweifellos richtig ist, denn Menschen,
die früh wegen Krankheit nicht mehr im
Beruf bleiben können, tragen heute ein
großes Risiko für Altersarmut. Das gilt
auch für die Selbstständigen, die keinen
Zugang zu einem sogenannten Versor­
gungswerk haben. Schwarz­Rot will ih­
nen zwar eine Sicherung eröffnen, wobei
offen ist, wie das gelingt.

Etwas großspurig nennt Heil seine Vor­
schläge einen „Rentenpakt“. Tatsächlich
ist der „Pakt“ nur ein erster Schritt. Die
eigentliche Aufgabe hat die große Koali­
tion noch vor sich. Und damit sollte sie
sich sputen, um mit solider Sozialpolitik
die Populisten widerlegen zu können.

Von Bernhard Walker

bernhard.walker@stzn.de

Rauchsäule
Ein Feuer in einem Industriegebiet bei Remseck
hat am Freitag Polizei und Feuerwehren in
Atem gehalten. Rund 100 Fahrzeuge gingen in
der Halle eines Autoverwerters in Flammen auf,
dabei erschwerten brennende Schmierstoffe
die Löscharbeiten. Die meterhohe,
schwarze Rauchwolke über dem Gebiet war
kilometerweit zu sehen.

Missbrauch bei
Lebensmitteln mit
made in Italy?
STUTTGART (old). Der Stuttgarter Verein Ita­
lian Sounding kritisiert, dass Handelsketten
Verbraucher mit unerlaubter Produktbe­
zeichnung für Lebensmittel in die Irre füh­
ren. Der Schaden sei enorm. Nach Angaben
der deutsch­italienischen Handelskammer
wird weltweit mit Produkten, die nicht ori­
ginal italienisch sind, ein Umsatz von 54
Milliarden Euro erzielt. Das sei doppelt so
viel wie mit Produkten, die zu Recht den Na­
men made in Italy tragen.

Allein in Deutschland werde mit dem
Verkauf von Mozzarella rund 500 Millionen
Euro umgesetzt. Aber nur 0,1 Prozent da­
von werde tatsächlich in Italien hergestellt.
In verschiedenen Gerichtsverfahren hat
sich Italien Sounding bereits gegen unlau­
tere Werbung auf Verpackungen zur Wehr
gesetzt.

BERLIN (AFP/dpa/rtr/StN). Die Rentner in
Deutschland sollen durch eine milliarden­
schwere Reform vor unzureichenden Alters­
bezügen geschützt werden.

Besonders die Renten von rund drei Mil­
lionen Müttern und Vätern sowie die von
rund 170000 krankheitsbedingten Früh­
rentnern sollenaufgebessert werden. Zudem
sollen rund drei Millionen Geringverdiener
mit Einkommen bis 1300 Euro entlastet wer­
den. Das Niveau soll bis 2025 nicht unter 48
Prozent sinken, die Beiträge sollen 20 Pro­

zent nicht übersteigen. Das sieht ein Renten­
paket vor, das Bundesarbeitsminister Hu­
bertus Heil (SPD) am Freitag in Berlin prä­
sentierte. „Nach einem Leben voller Arbeit
soll man im Alter ordentlich abgesichert
sein“, sagte Heil.

Der „Rentenpakt“ soll bis 2025 31,7 Mil­
liarden Euro kosten. Finanziert werden die
Leistungsausweitungen zu zwei Dritteln
von den Beitragszahlern. Sie müssen dafür
auf eine im Jahr 2019 mögliche Beitragssen­
kung in Höhe von 4,5 Milliarden Euro ver­

zichten. Weitere 10 Milliarden sollen in
einen Demografiefonds fließen, mit dem der
Rentenbeitrag bei maximal 20 Prozent ge­
halten werden soll. Heil schickte sein Ren­
tenpaket in die Abstimmung der Regierung.
Die Union signalisierte Zustimmung. Das
Gesetz soll ab 1. Januar 2019 gelten.

Der Bundesrechnungshof warnte vor den
Kosten der von der großen Koalition geplan­
ten Rentenreformen. „Die demografische
Entwicklung führt zu immer größeren Las­
ten für den Bundeshaushalt“, sagte der Prä­

sident des Bundesrechnungshofs, Kay
Scheller, dem Nachrichtenmagazin „Focus“.
Schon in zwei Jahren werde der Bund mehr
als 100 Milliarden Euro im Jahr an die Ren­
tenkasse überweisen müssen. „Diese Lasten
sind da, ob die Steuereinnahmen sprudeln
oder nicht“, sagte Scheller. Und genau darin
besteht die Gefahr. Leistungsverbesserun­
gen wie beispielsweise bei der Mütterrente
engten den finanziellen Spielraum ein und
könnten die schwarze Null gefährden.

E Seite 2

Beitragszahler schultern Großteil des Rentenpakts
Arbeitsminister legtMilliardenpaket vor –mehr Geld fürMütter, Geringverdiener und bei Erwerbsminderung

Berlin, Berlin, wir fahren nach Berlin! Und
zwar weil dort von 1. bis 3. Oktober zum Tag
der Deutschen Einheit eine große Sause
stattfindet und sie dabei den Namen von je­
der der 11 400 deutschen Gemeinden auf die
Straße kleben. Da muss man natürlich
schauen, ob Berlin es schafft, Hintertupfin­
gen richtig zu schreiben. Allerdings sollte
man Wanderschuhe mitnehmen, denn der
Streifen (rutschfest!) soll rund fünf Kilome­
ter lang werden. Die Aktion ist von den ver­
antwortlichen Kulturmanagern als „visuel­
le Verdeutlichung unseres Selbstverständ­
nisses“ gedacht. Wer das
jetzt nicht verstanden hat,
darf trotzdem mitkommen.
Denn im Grunde geht
es darum, dass man
feiert, 28 Jahre deut­
sche Einheit über­
lebt zu haben. (rai)
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Die 50. SchoWo ist eröffnet

ren trugen grüne T-Shirts und grüne Sonnen-
brillen, das Gartenschau-Maskottchen Remsi
war erstmals da. Bild: Palmizi � Seite B 1

traditionelle Zeremonie stand schon ganz im
Zeichen der Remstal-Gartenschau, die in genau
300 Tagen beginnt: Die Schorndorfer Stadtobe-

Mit nur zwei Schlägen auf den Bierhahn hat der
Schorndorfer Oberbürgermeister Matthias
Klopfer gestern die 50. SchoWo eröffnet. Die

Remshalden

Was unsere
Leser von der
Seilbahn-Idee halten
Sehr unterschiedliche
Meinungen und viel Humor
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Winterbach

Heilkräutergarten
nachUmgestaltung
ganz imbarocken Stil
Nach Abschluss der Bauarbeiten
wächst schonwieder viel
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Rems-Murr

Klage gegen die
Deutsche Bahn endet
mit Vergleich
Hauptstreitpunkt waren die
Schäden amDach des Hauses
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Rems-Murr

Großbrand
erzeugt riesige
Rauchsäule
Laut Angaben der Polizei Ludwigs-
burg brannte es am Freitag seit 9
Uhr in einer Halle eines Autoverwer-
ters in Aldingen. Einsatzkräfte aus
Waiblingen, Fellbach, Remseck,
Ludwigsburg, Kornwestheim, Stutt-
gart und die Werksfeuerwehr Bosch
kämpften gegen die Flammen. Rund
200 Feuerwehrleute waren im Ein-
satz, um das Feuer im Remsecker
Ortsteil unter Kontrolle zu bringen.
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SaschaWolter
gewinnt den
Gründerpreis
mit seiner
„Frittenlove“
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